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Bonn, den 11. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Einheitlicher Aufbau der Haushaltspläne 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/852 — 


Ich beantworte die Kleine Anträge der Fraktion der SPD wie 
folgt: 


1. Ist die Bundesregierung mit uns der Auflassung, daß die öffent- 
lidie Haushaltswirtschaft dringend einer einheitlichen Haushalts- 
systematik bedarf? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die öffentliche 
Haushaltswirtschaft einer einheitlichen Haushaltssystematik 
bedarf. Der zur Zeit von Bund und Ländern angewandte vor- 
läufige Eingliederungsplan für die Einnahmen und Ausgaben 
ihrer Haushalte entspricht nicht den gegenwärtigen Anforde- 
rungen. Dadurch sind die Vergleichbarkeit der öffentlichen 
Haushalte untereinander und ihre Zusammenfassung zu einem 
öffentlichen Gesamthaushalt erheblich erschwert. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, im Zuge der beabsichtigten Haus- 
haltsreform die Voraussetzungen für e^nen einheitlichen Auf- 
bau der Haushaltspläne des Bundes und der Länder zu schaffen? 

Die Bundesregierung sieht daher in der Schaffung eines neuen 
Gruppierungsplans und eines neuen einheitlichen Funktions- 
plans — der z. Z. noch nicht besteht — für die öffentlichen Haus- 
halte eines der Hauptanliegen der Haushaltsreform. 

Dabei soll die Systematik der öifentlidien Haushalte nicht nur 
vereinheitlicht, sondern auch verbessert werden. Die derzeitige 
Gruppierungssystematik ist auf die haushaltsmäßigen Erfor- 
dernisse bei der Aufstellung, Beratung und Ausführung des 
Haushaltsplans abgestellt. Künftig soll diese Systematik viel 
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stärker als bisher auch eine Beurteilung des wirtschaftspoliti- 
schen Gehalts des Haushaltsplans ermöglichen. Dies soll da- 
durch geschehen, daß die vorwiegend haushaltsmäßig bestimm- 
ten Einnahme- und Ausgabetitel entsprechend den volkswirt- 
schaftlichen Einnahme- und Ausgabearten dargestellt werden. 
Daneben ist eine verbesserte Gliederung des Haushaltsplans 
nach Funktionen (Aufgabebereichen) vorgesehen, die insbe- 
sondere die politischen Programme und ihre Auswirkungen 
erkennen läßt. Haushaltsplan und Funktionsplan werden künf- 
tig durch Kennziffern miteinander verbunden sein. 

Um für finanz- und wirtschaftspolitische Entscheidungen be- 
schleunigt Ergebnisse zu gewinnen, sollen die Voraussetzungen 
für den Einsatz von elektronischen Datenverarbeitungsanlagen 
in der öffentlichen Haushaltswirtschaft geschaffen werden; des- 
halb ist vorgesehen, die neue Haushaltssystematik nach dem 
Dezimalsystem zu ordnen. 

Durch die geplante Neuordnung der Haushaltspläne von Bund 
und Ländern wird ermöglicht, die Finanzvorgänge weitgehend 
zu einem öffentlichen Gesamthaushalt zusammenzufassen, des- 
sen Ergebnisse der volkswirtschaftlichen Gesarntrechnung zu- 
grunde gelegt werden können; zugleich würden die Erhebungen 
für die Finanzstatistik erheblich vereinfacht werden, überdies 
könnte die Haushaltssystematik auch als Schema für die mehr- 
jährige Finanzplanung der öffentlichen Hand verwendet wer- 
den. 

Die Problematik und die Ziele einer Neuordnung der Haus- 
haltssystematik sind im Finanzbericht 1966 (Seite 202 ff.) dar- 
gelegt. Wegen Einzelheiten darf auf den Aufsatz Bezug genom- 
men werden. 


3. Wann ist im Falle der Bejahung der Frage 2 mit einer Einbrin- 
gung der erforderlidien Gesetzesvorlage durch die Bundesre- 
gierung im Bundestag zu rechnen? 

Die Arbeiten an der neuen einheitlichen Haushaltssystematik 
gehen in einer hierfür gebildeten Bund/Länder-Arbeitsgruppe 
zügig voran. Mit Beendigung der Arbeiten ist in absehbarer 
Zeit zu rechnen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es zur Einführung 
der neuen Haushaltssystematik keines Gesetzes bedarf. Es 
wird angestrebt, die neue Haushaltssystematik wegen ihrer 
Dringlichkeit schon vor dem Erlaß der neuen Haushaltsordnung 
einzuführen. Rechtsgrundlage wäre § 5 Abs. 2 der Wirtschafts- 
bestimmungen für die Reichsbehörden vom 11. Februar 1929. 
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Einer einheitlichen Regelung für Bund und Länder durch den 
Bund steht Artikel 109 des Grundgesetzes (Selbständigkeit 
der Haushaltswirtschaft von Bund und Ländern) entgegen. Die 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/880 


bisherigen Arbeiten lassen hoffen, daß die Länder die neue 
Haushaltssystematik, die sie gemeinsam mit dem Bund aus- 
arbeiten, für ihren Bereich gleichzeitig mit dem Bund einführen 
werden. Damit würde die Einheitlichkeit der öffentlichen Haus- 
haltssystematik gewährleistet sein. 


In Vertretung 

Grund 
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